
Auf einen Blick

Den Medien kommt eine wichtige Rolle 
zu, was die viel beschworene Integration 

angeht. Sie können Vorurteile verstärken oder 
abbauen helfen. Es mangelt noch an grund-
sätzlichen Informationen und Hintergrund-

berichten. So wird bei Umfragen die Zahl 
der Ausländer in Deutschland weit 

überschätzt, oft sogar noch eine doppelt so 
hohe Anzahl angegeben, wie sie der Wirklich-
keit entspricht, und das selbst von Personen, 
die keine Vorbehalte gegenüber Ausländern 
hegen. Gerade diese Überschätzung könnte 
aus der dramatisierten Darstellung des Aus-

länderthemas in Politik und Medien – vor 
allem in Wahlkämpfen – resultieren. 

Einfl uss der Medien

Wenn von der weltweiten Migration in den Medien 
die Rede ist, steht oft das Bedrohliche im Vorder-
grund. „Ansturm auf die Wohlstandsfeste“, „An-
sturm der Armen“, „Sturm auf Europa“ – so lauteten 
beispielsweise Schlagzeilen von Nachrichtenmaga-
zinen. Bei der Begriffswahl und Sprache in den Mi-
grationsberichten haben sich Ausdrücke aus der 
Welt des Militärischen oder gar des Verbrechens ein-
geschlichen. Insgesamt besteht die Gefahr, dass die 
Medien das alte Feindbild „Bedrohung durch den 
Kommunismus“ durch ein neues, nämlich „Bedro-
hung durch die neue Völkerwanderung“ bzw. durch 
den Islam ersetzen. Viel wichtiger wäre es jedoch, 
wenn die Medien über die Fluchtursachen aufklären 
und immer wieder deutlich machen würden, dass 
sich das Weltfl üchtlingsproblem auf der südlichen 
Halbkugel und nicht bei uns abspielt. Die drama-
tischen Bilder von „Armutsbootsfl üchtlingen“ im 
Mittelmeer weisen aber sehr eindrucksvoll auf die 
Ausläufer des Dramas hin und können über die Me-
dien das Bewusstsein für das Problem schärfen und 
Fluchtursachen deutlich machen. Manchmal wird 
allerdings der Eindruck erweckt, Migranten und 
Flüchtlinge seien das Problem, und nicht Kriege, 
Konfl ikte und der Nord-Süd-Gegensatz. Es wäre fa-
tal, wenn Migranten und Flüchtlinge zu Sünden-
böcken für weltweite und innerstaatliche Probleme 
wie Massenarbeitslosigkeit gemacht würden.
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Was die Lage in Deutschland angeht, so waren es 
lange Zeit gerade auch Journalistinnen und Jour-
nalisten, die als „einsame Mahner in der Wüste“ 
staatliche Integrationsmaßnahmen angemahnt 
und sich für die Anerkennung der Realitäten im 
Einwanderungsland Deutschland ausgesprochen 
haben. Die Erkenntnis, dass Deutschland Ein-
wanderungsland ist und dass die Politik dies of-
fi ziell akzeptiert hat, ist auch auf die Bericht-
erstattung in den Medien zurückzuführen. Im 
Rahmen des Nationalen Integrationsplans haben 
sich die Medien zu verstärkten Integrationsmaß-
nahmen verpfl ichtet.

Journalistinnen und Journalisten aus den Ein-
wandererfamilien sind zwar schon längst keine 
Exoten mehr in der deutschen Medienlandschaft, 
man fi ndet aber immer noch viel zu wenige von 
ihnen in Presse, Funk und Fernsehen. Dabei kön-
nen sie das redaktionelle Arbeiten bereichern, 
einen anderen Blickwinkel und Sachverstand 
einbringen, die Berichterstattung erleichtern und 
ein neues  Publikum an die Medien binden. Dabei 
müssen die öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
anstalten, aber auch die Printmedien, ihre Bemü-
hungen verstärken und insgesamt das „Auslän-
derthema“ fest in der Aus- und Fortbildung ver-
ankern. Die Tatsache, dass sich die Bundesrepublik 
jahrzehntelang weigerte, den Tatsachen eines 
Einwan derungslandes ins Auge zu sehen, hat sich 
natürlich auch in den Medien niedergeschlagen.2  

Einfl uss der Eliten

Die Massenmedien haben einen nicht zu unter-
schätzenden Einfl uss. Aber auch die Eliten in 
 Politik, Wirtschaft und Gesellschaft, die durch 
ihre Äußerungen das „Ausländerbild“, die öffent-
liche Debatte, den Diskurs über Minderheiten in 
Deutschland entscheidend mitprägen. Parolen 
wie „Ausländer leben auf unsere Kosten“ entste-
hen nicht unbedingt an den Stammtischen, son-
dern werden mit Aussagen wie „Einwanderung 
in die Sozialsysteme“ in die Welt gesetzt und 
dann von den Stammtischen aufgegriffen.

Oftmals geben die Medien nur weiter, was ihnen 
Politiker und Ministerien, auf deren Informa-
tionen sie angewiesen sind, in der Ausländerpoli-
tik vorgegeben haben. Wie sehr die Politik auf 
die Medien achtet, was die Darstellung ihrer Rol-
le in der Ausländerpolitik angeht, zeigt das Bei-
spiel der Abstimmung über das Zuwanderungs-
gesetz am  22. März 2002 im Bundesrat: Die Em-
pörung vom Vorabend über die bevorstehende, 
umstrittene Zählweise des Bundesratspräsidenten 
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wurde – so Peter Müller (CDU), Ministerpräsident 
des Saarlandes – nochmals am nächsten Tage so-
zusagen für die Medien in der Bundesratssitzung 
„nachgespielt“.

Das Ringen um das Zuwanderungsgesetz ist ein 
Paradebeispiel für die parteipolitische Politisie-
rung der Ausländerpolitik. Im Hinblick auf die 
anstehenden Bundestagswahlen ging es in erster 
Linie um eine Machtprobe zwischen Bundes-
kanzler Gerhard Schröder und seinem Herausfor-
derer und bayerischen Ministerpräsidenten Ed-
mund Stoiber, denn schließlich handelte es sich 
um ein Kernstück rot-grüner  Politik. Dabei hat-
ten die Parteien mit ihren Konzepten gar nicht so 
weit auseinander gelegen. Der Gesetzentwurf war 
bereits ein „rot-grün-schwarzer“ Kompromiss. 
Man hätte sich durchaus einigen können, wenn 
man gewollt hätte.

In seiner letzten „Berliner Rede“ ging Bundesprä-
sident Johannes Rau im Mai 2004 auch wegen 
des Ringens um das Zuwanderungsgesetz mit al-
len beteiligten Akteuren hart ins Gericht: „Ver-
trauen in die Politik wird auch zerstört, wenn der 
Eindruck entsteht, in nahezu jeder Frage gehe es 
in erster Linie darum, wer sich gegen wen durch-
setzt, wer wem am meisten schadet, wer zurück-
gesetzt wird oder sich wieder ein Stück weiter 
nach vorne gekämpft hat. Dadurch werden nicht 
nur wichtige Sachfragen als Nebensache behan-
delt, so dass am Ende oft das Falsche oder Dilet-
tantisches herauskommt. Dadurch entsteht auch 
der fatale Eindruck, in der Politik komme es letzt-
lich nur darauf an, wer die Macht hat und nicht 
so sehr darauf, was er mit ihr macht.“

Wandel des „Ausländerbildes“

In den letzten Jahren hat sich ein gewisser Wan-
del in Politik und Medien hin zu einem posi-
tiveren „Ausländerbild“ vollzogen: weg vom 
„Gastarbeiter bei der Müllabfuhr“, hin zum „ge-
suchten Computerspezialisten“. Die Erkenntnis, 
dass wir aufgrund des Bevölkerungsrückgangs 
verstärkt auf Einwanderung angewiesen sind, hat 
sich in Politik und Medien niedergeschlagen. Das 
Bild „Das Boot ist voll“ entwickelt sich zum „Das 
Boot wird immer leerer“. Das Fundament, auf 
dem diese neue Sicht von Migration steht, ist al-
lerdings noch sehr schwach und hat bereits Risse 
bekommen. Außerdem besteht die Gefahr, dass 
auch in Medien, nicht nur in der Politik, zwi-
schen Ausländern, die – wie es heißt – „uns nut-
zen und solchen, die uns ausnutzen“, unterschie-
den wird und damit vor allem Flüchtlinge und 
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Asylbewerber weiter ausgegrenzt werden. Eine 
„Nützlichkeitsdebatte“ hat auf jeden Fall längst 
eingesetzt. Die Frage bleibt, warum der Diskurs – 
selbst in Wahlkämpfen – nicht auch von posi-
tiven Bildern bestimmt werden kann, ohne dass 
die Probleme und Schwierigkeiten ausgeklam-
mert werden. Warum kann nicht zum Beispiel 
verstärkt auf die Bedeutung und Leistungen der 
ausländischen Wohnbevölkerung für Wirtschaft 
und Gesellschaft hingewiesen werden? Migra-
tion als Bereicherung – das ist aber kaum ein 
 Thema in Politik und Medien.

Dabei haben bereits die „Gastarbeiter“ nach dem 
Zweiten Weltkrieg zum Wohlstand Deutschlands 
im Wirtschaftswunder der Nachkriegszeit beige-
tragen und die Sozialsysteme mit aufgebaut. Bun-
desweit haben selbstständige Unternehmer aus-
ländischer Herkunft in Deutschland eine Million 
Arbeitsplätze geschaffen. Auf schlechtere Be-
schäftigungssituationen haben Ausländer stärker 
als Deutsche mit Selbstständigkeit reagiert. Viele 
Deutsche stiegen aufgrund der Beschäftigung 
von ausländischen Arbeitskräften in bessere be-
rufl iche Positionen auf. Man sprach dabei gerne 
vom „Fahrstuhleffekt“, um den Aufstieg unterer 
Einkommensschichten in ein griffi ges Wort zu 
fassen. Als man die „Gastarbeiter“ ins Land hol-
te, fuhren viele Deutsche mit dem imaginären 
Aufzug nach oben. So schafften zwischen 1960 
und 1970 rund 2,3 Millionen Deutsche den Auf-
stieg von Arbeiter- in Angestelltenpositionen, vor 
allem wegen der Ausländerbeschäftigung. Von 
alledem hört und liest man in Deutschland aber 
noch viel zu wenig.

Ausländerpolitik in Wahlkämpfen

Ausländerpolitik hat in Wahlkämpfen schon im-
mer eine wichtige Rolle gespielt und Stimmen 
gesichert. Bei der Landtagswahl in Hessen im Ja-
nuar 2008 gelang es Ministerpräsident Roland 
Koch (CDU) nicht, die „Ausländerkarte“ erfolg-
reich auszuspielen. Die Zuspitzung beim Thema 
„Jugendgewalt und Migranten“ war für die Wäh-
ler wohl zu offensichtlich und darüber hinaus 
überzogen. Im Jahr 1999 aber konnte Roland 
Koch die Wählerschaft durch eine Unterschrif-
tenkampagne gegen die von der damaligen rot-
grünen Bundesregierung geplante doppelte 
Staatsbürgerschaft mobil machen. In Wahlkämp-
fen waren Ausländer immer wieder „Spielball der 
Politik“. Die Regierung unter Bundeskanzler Kohl 
zahlte beispielsweise Rückkehrprämien für Tür-
ken, deren Zahl verringert werden sollte. Bun-
desinnenminister Schily (SPD) sagte 1999, die 

„Grenze der Belastbarkeit“ durch die Zuwande-
rung sei überschritten. Oskar Lafontaine (damals 
SPD) sprach hingegen davon, dass es „zu viele 
Aussiedler“ gebe. Ob bewusst oder unbewusst 
wurden durch diesen Populismus in Wahlkämp-
fen Vorurteile und Fremdenfeindlichkeit ge-
schürt und „Ausländerwahlkampf“ zum Macht-
erwerb und Machterhalt eingesetzt. Offenbar 
geht diese Rechnung aber nicht mehr so leicht 
auf, wenn man den Bogen überspannt.

Schon immer war Ausländerpolitik eine Art von 
Symbolpolitik, bei der einer beunruhigten Wäh-
lerschaft konsequentes Handeln vorgeführt wer-
den sollte; sie war ein Mittel, um sich politisch  
zu profi lieren. Die Interessen und Bedürfnisse   
der Minderheiten, der früheren „Gastarbeiter“, 
Flüchtlinge, Asylsuchenden oder Spätaussiedler 
und ihre Integration in die Gesellschaft standen 
weniger im Mittelpunkt als die „politische Aus-
schlachtung“ des Themas. Ausländerpolitik ist so 
bisweilen auch ein Beispiel dafür, wie jahrzehnte-
lang in einem Bereich Politik gemacht werden 
kann, ohne auf eine Bevölkerungsgruppe, die der 
Ausländer, Rücksicht nehmen zu müssen. Im Ge-
genteil, lange Zeit konnte Politik geradezu auf 
dem Rücken der Betroffenen ausgetragen wer-
den, ohne dass sie sich dagegen wehren konnten, 
vor allem weil sie kein Wahlrecht hatten. Das hat 
sich in letzter Zeit geändert, denn jetzt geht es 
um über eine Million Stimmen Deutscher aus-
ländischer Herkunft. Die Parteien haben diese 
Wählergruppe entdeckt.

Die Große Koalition von CDU/CSU und SPD hat 
das Thema Integration zu einer Schwerpunkt-
aufgabe erklärt. Die Migrationspolitik auf Bun-
desebene wurde seither größtenteils aus dem par-
teipolitischen Streit herausgehalten, vor allem 
wenn man an die Jahre vor 2005 denkt. In die-
sem Sinne war die Große Koalition vielleicht so-
gar ein Glücksfall für die Zuwanderungs- und 
 Integrationspolitik. Abzuwarten bleibt, ob diese 
neuen Ansätze in der Integrationspolitik mittel- 
und langfristig umgesetzt werden oder ob es 
 wieder bei einem „Strohfeuer“ wie vor 25 Jahren 
in der Ausländerpolitik bleibt. Bereits 1979/80 
schossen Integrationskonzepte wie Pilze aus dem 
Boden. Aber bereits kurze Zeit später stand wie-
der das Motto „Begrenzungspolitik“ auf der aus-
länderpolitischen Tagesordnung. Es wäre gut, 
wenn die Zuwanderungs- und Integrationspoli-
tik  in  Deutschland  endlich  klar,  berechenbar 
und vorausschauend würde und bliebe. Sicher ist 
aber auch, dass die politischen Parteien weiter-
hin auf Wählerstimmen bei diesem Thema Rück-
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sicht nehmen werden. Die Versuchung bleibt, 
mit diesem Thema Stimmen und Stimmungen 
zu mo bilisieren. So könnte in Deutschland im-
mer wieder das Ausländerthema in Wahlkämp-
fen politisiert werden.

Selbst mit dem neuen Zuwanderungsgesetz blei-
ben Integrationsprobleme, aber auch Auslän-
derfeindlichkeit und Gewalt gegen Ausländer in 
Deutschland bestehen. Fremdenfeindlichkeit 
darf auf Dauer kein Element der politischen Kul-
tur Deutschlands werden. „Ausländerpolitik“ 
darf nicht ausgrenzen. Integrations- und Zuwan-
derungspolitik sollte vielmehr ein selbstverständ-
licher Bestandteil der Sozial-, Schul- und Bevöl-
kerungspolitik sein und als ganz normales Poli-
tikfeld behandelt werden. Auch die Medien 
sollten besser aufklären und gelungene Beispiele 
von  Integration  und  interkultureller  Begegnung 
in die Öffentlichkeit bringen. 

Wahljahr 2009

Entscheidend wird es jetzt darauf ankommen, 
wie die Parteien und die Medien im Superwahl-
jahr 2009 mit dem Thema umgehen. 
• Werden wieder eher Vorurteile geschürt als 

abgebaut? Wird das Thema in Politik und 
 Medien wieder todgetrampelt? 

• Bleibt der parteipolitische Konsens in Sachen 
Integrationspolitik, der jetzt offensichtlich er-
reicht wurde, bestehen oder wird das Thema 
wieder benutzt, um die Basis des politischen 
Gegners zu unterminieren?

• Wird der Wählerschaft vermittelt, dass Ein- 
und Auswanderung der Normalfall in Deutsch-
land war und ist, dass Migration immer auch 
Probleme mit sich bringt, aber auch eine Be-
reicherung darstellt?

• Werden Ausländer wieder zu Sündenböcken 
für wirtschaftliche Probleme und Arbeitslo-
sigkeit gemacht oder bleibt die „neue Sach-
lichkeit“ beim Migrationsthema erhalten?

• Ist die Zeit jetzt reif für eine neue Migrations-
politik und ein Punktesystem für Einwanderer 
wie zum Beispiel in Kanada?

• Sagen uns die Politiker, dass Einwanderer uns 
nicht die Arbeitsplätze wegnehmen, sondern 
sogar neue schaffen können? Dass Integration 
mehr spart, als sie kostet? Dass ein hoher Aus-
länderanteil der Wirtschaft nutzt?

• Wird von den Eliten vermittelt, dass Integra-
tion eben seine Zeit braucht oder dass jetzt 
schon die Integration in Deutschland besser 
ist als ihr Ruf?

• Dass z.B. Parallelgesellschaften die Ausnahme 
und nicht die Regel sind?

• Wird der mit Steinen und Stolperfallen über-
säte integrationspolitische Pfad nach der 
nächsten Bundestagswahl weiter beschritten 
oder wird das Thema jetzt mit dem Natio-
nalen Integrationsplan gleichsam abgehakt 
und als erledigt zu den Akten gelegt? Lässt 
man die Islamkonferenz sozusagen „auslau-
fen“? 

• Was geschieht, wenn sich nicht bald Integra-
tionserfolge einstellen?

• In Baden-Württemberg hat sich die Landesre-
gierung beispielsweise gerade das Ziel gesetzt, 
innerhalb der kommenden fünf Jahre die Ab-
brecher- und Wiederholerquoten an Schulen 
deutlich zu senken und die Angleichung der 
Quoten von Kindern und Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund an den Gesamtdurch-
schnitt aller Schülerinnen und Schüler zur er-
reichen, was selbst mit dem zukunftswei-
senden Integrationsplan des Landes schwer 
zu erreichen sein dürfte. Wird man dann so-
zusagen die Schuld auf Landes- und Bundes-
ebene bei den Migranten suchen?

• Was wird die deutsche Öffentlichkeit sagen, 
wenn vermeintlich große Summen für die In-
tegration ausgegeben werden und deutsche 
Jugendliche weiterhin keine Lehrstellen fi n-
den?

• Und wenn dann Migranten auf ihre ungelö-
sten Probleme hinweisen, werden sie dann als 
„undankbar“ hingestellt, für die doch schein-
bar mehr getan wird als für Deutsche? 

Das Superwahljahr 2008/2009 ist auf jeden Fall 
der Härtetest – die Bewährungsprobe – für das 
 Integrations- und Einwanderungsland Deutsch-
land. 

4
Impressum: © Friedrich-Ebert-Stiftung   Herausgeber: Abteilung Wirtschafts- und Sozialpolitik 

der Friedrich-Ebert-Stiftung   Godesberger Allee 149   53175 Bonn   Fax 0228 883 398   www.fes.de/wiso 

ISBN: 978-3-89892-975-2


